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Tandwirthſchaft und Zwangsarbeit. 


Von dem Docenten an der Wiener Univerfität und an der Hochſchule für Boden⸗ 
cultur Dr. F. Lentner. 


Es liegt ein anſcheinend unverſöhnbarer Gegenſatz in den Be⸗ 
griffen Arbeit und Zwang. Wenn es richtig iſt, daß die Arbeit 
in einer auf Hervorbringung eines wirthſchaftlichen Erfolges gerichteten, 
alſo in nutzbringender Abſicht unternommenen Thätigkeit beſteht, ſo 
ſcheint daraus zu folgen, daß jede von außen kommende Nöthigung zu 


der Fälle auf die Bedürftigkeit der Menſchen, ſo wie auf die Möglich⸗ 
keit zurückzuführen ſind, durch den Erfolg der Arbeit den Umfang ihrer 
Bedürfniſſe zu erweitern, wird zugegeben werden müſſen, daß die zur 
Arbeit veranlaſſenden natürlichen Triebfedern und Vorbedingungen ent⸗ 
weder ganz neu hervorgerufen, oder doch weſentlich verſtärkt und an⸗ 
derweitig wirkſamer erſetzt werden können. 

Beruht nämlich die Arbeit ſelbſt auf einem Zwang und zwar 
zunächſt anf einem natürlichen, jo erſcheint es jenen Menſchen gegen⸗ 
über, welche ſich den mit ihr verbundenen Mühen dadurch entziehen 
wollen, daß ſie Anderen zur Laſt fallen, angemeſſen, dieſen natürlichen 
Zwang auf rationelle Art zunächſt durch einen künſtlichen zu erſetzen 
und zwar ſo lange, bis die in der Arbeit ſelbſt ruhenden Motive zu 
wirken beginnen und ſo die Neigung zum Arbeiten die Oberhand 
gewinnt. 

Bei der Wahl der betreffenden Mittel hiezu iſt allerdings mit 
großer Sorgfalt vorzugehen und nicht ohne zureichenden Grund wurde 
vielfach darauf hingewieſen, daß die gegenwärtige Einrichtung der mei⸗ 


ſten Zwangsarbeitsanſtalten zur nachhaltigen Verminderung der großen 


Zahl arbeitſcheuer, vagabundirender Individuen nicht weſentlich bei⸗ 
tragen könne. 

Man verſtehe uns wohl: Es handelt ſich hier nicht um die Auf⸗ 
deckung der Urſachen und Quellen der Arbeitſcheu, nicht um die ihr 
Vorſchub leiſtenden ſocialen Zuſtände und auch nicht um die in der Ad— 


einer Anſtrengung der geiftigen oder phyſiſchen Kräfte das Weſen der miniſtrative und Executive hin und wieder zu Tage tretenden Mängel, 
Arbeit aufhebt. Theoretiſch pflegt man diesfalls zu ſagen, es gebe zwar wie ſie in den Vertretungskörpern jeder Art, in Journalen und Fach⸗ 


eine erzwingbare Thätigkeit, 
Auch der phyſiologiſche Proceß, | 
ſich bis zu den erhabenſten Leiſtungen emporſchwingt, indem ſie, aus⸗ 
gehend von der urſprünglichſten und einſachſten Art der Bedürfniß⸗ 
befriedigung, das iſt der Aneignung von Naturgütern, den ungeheuren 
Kreis der Stoffveredlung durchmißt, legt den Gedanken nahe, daß 


jeder Zwang die wirthſchaftliche 


keineswegs aber eine erzwingbare Arbeit. zeitſchriſten oft genug in der gründlichſten Weiſe bezeugt und bedauert worden 
auf welchem die Arbeit beruht und | find ;*) — wir gehen vielmehr von der Thatſache aus, daß das Inſtitut 


der Zwangsarbeitsanſtalten unter den gegenwärtigen Verhältniſſen nicht 
leicht entbehrt werden kann, weil es überhaupt bedenklich iſt, ein Pa⸗ 
liativmittel zu verwerfen, ohne ein beſſeres an deſſen Stelle ſetzen zu 
können. Dennoch dürfte es nicht überflüſſig ſein, über das Arbeitsſyſtem 


Arbeit nicht nur nicht fördert, ſondern und das Weſen der Straſarbeit in derartigen Anſtalten mit Rückſicht 


geradezu ausſchließt. Dennoch darf nicht überſehen werden, daß ſich im auf die landwirthſchaftliche Beſchäftigung einige Bemerkungen gründ⸗ 


Allgemeinen die große Maſſe 


ftrengungen nur deßhalb unterzieht, um dadurch noch größere Unan⸗ 


den mit der Arbeit verbundenen An- licher Erwägung anheimzuſtellen. 


Der in der Heilkunde verwerthete Grundſatz, die Natur der Heil⸗ 


nehmlichkeiten zu vermeiden, oder Annehmlichkeiten zu erlangen, welche mittel jener der Krankheit anzupaſſen, hat auch auf ſocial⸗ethiſchem Ger 


ſür die mit der Arbeit verbundene Anſtrengung ausreichende Entſchä⸗ 


digung gewähren. In dem Maße nun, in welchem die Erfahrung zeigt, 
daß die zum Arbeiten veranlaſſenden Beweggründe in der Mehrzahl 


) Vergl. Lienbachers Zeitſchrift „Oeffentliche Sicherheit“, Organ für Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung, Ihrg. 1869 — 1875. - 


biete ſeine Berechtigung. So liegt in dem Vorſchlage, über Arbeitsſcheue 
und notoriſche Müſſigänger Gemeindearbeit als Correctionsſtrafe an 
Stelle des Arreſtes zu verhängen, bei richtiger Durchführung und wenn 
ſie über Anſuchen des Sträflings felbſt erfolgt, ſo viel Richtigkeit und 
praktiſcher Sinn, daß es auffällig erſcheint, wie dieſe unter 
der Regierung Kaiſer Joſefs II. mit Lebhaftigkeit aufgegriffene in kai⸗ 
ſerlichen Patenten und Gubernialverordnungen wiederholt empfohlene 
Idee die ſo wünſchenswerthe legislative Durchbildung nicht erfahren 
at 9). 

5 ec bleibt dabei nur, wie denn eine ſolche Strafarbeit qua⸗ 
litativ beſchaffen ſein ſoll, um den Zweck der Beſſerung möglichft voll⸗ 
ſtändig zu erreichen. Da drängt ſich zunächſt die Erwägung auf, daß 
Arbeitskraft und Arbeitsluſt der einzelnen Menſchen im Allgemeinen 
von ihren natürlichen Anlagen, von ihrer phyſiſchen Beſchaffenheit, von 
der Ausbildung, zu welcher bei ihnen der Arbeitstrieb gelangt iſt, von 
der geiſtigen Entwicklung und Befähigung der Arbeitenden und in letzter 
Linie von dem durch die ſittliche Bildung und Culturverallgemeinerung 
wachgerufenen Begehren nach edleren Bedürfniſſen bedingt find. 

Nun kann allerdings bei folchen Individuen, welche ſich hart⸗ 
näckig der Arbeit entziehen und ein ungebundenes Leben einem geordneten 
Erwerbe vorziehen, nicht eine ſo eingehende Unterſuchung ihrer bis⸗ 
herigen Lebensweiſe, ihrer Eigenthümlichkeiten, Neigungen, körperlichen 
und geiſtigen Gebrechen vorhergehen, wie dies beiſpielsweiſe bei Geiſtes⸗ 
kranken der Fall iſt; allein ganz überſehen darf denn doch der Umſtand 
nicht werden, daß der Einzelne in der Regel nur dasjenige aſſimilirt und 
in fein eigenes Selbſt umwandelt, was geeignet iſt, ſeine eigenartige Ent⸗ 
wicklung zu fördern, während ſchon ein höherer Grad menſchlicher Voraus⸗ 
ſicht und Willenskraft dazu gehört, das Unzuträgliche ſiegreich zu über⸗ 
winden. 

So gibt es unter den Deſerteuren der Marine genug Leute, welche 
nur deßhalb flüchtig geworden ſind, weil ſie, ihrer techniſchen Kenntniſſe in 
der Holz⸗ und Eiſenarbeit wegen zum Schiffsdienſte aſſentirt, das See⸗ 
mannsleben unerträglich fanden, während wieder umgekehrt das 
Schiffervolk zur Fabriksarbeit ſchlechterdings nicht taugt und ſich der⸗ 
ſelben auf jede mögliche Weiſe zu entziehen ſucht. So zeigt es ſich 
weiter, daß die meiſten Vagabunden nicht deßhalb arbeitsſcheu gewor⸗ 
den ſind, weil ſie die unterſchiedlichen Vortheile des Müſſigganges reif⸗ 
lich erwogen haben, ſondern Darum, weil ihnen eine beſtimmte Be⸗ 
ſchäftigung, ſo z. B. die mit ſitzender Lebensweiſe verbundene, durch⸗ 
aus nicht zufagen konnte und es ihnen an Kenntniſſen und Energie ge⸗ 
brach, einen anderen, als den ihnen urſprünglich vorgezeichneten Er⸗ 
werbszweig zu wählen. 

Männer, welche diefem wichtigen, fo tief in alle geſellſchaſtlichen 
Verhältniſſe eingreifenden Probleme ihre vollſte Aufmerkſamkeit zuge⸗ 
wendet haben, machten ferner die übereinſtimmende Beobachtung, daß 
die meiſten Mitglieder der weitverbreiteten Vagabundengilde durch eine 
ungenügende Entwicklung der ſomatiſchen und moraliſchen Sphäre charak⸗ 
teriſirt find und daß die Erforſchung ihrer Familienverhältniſſe außer⸗ 
dem ſehr oft zu dem bedeutungsvollen Ergebniſſe führt, daß die meiſten 
von ihnen Familien entſtammen, in welchen krankhafte Neigungen, Gei⸗ 
ſtesſchwäche und Neuroſen aller Art heimiſch geworden ſind, wie denn über⸗ 
haupt die Thatſache, daß die Vererbung auf das Weſen des Indivi⸗ 
duums einen beſtimmenden Einfluß nimmt und die Sünden der Väter 
an den Kindern heimgeſucht werden, im Bereiche der Criminalpolizei in 
den ausgeprägteſten Conſequenzen zu Tage tritt“). 

Nun iſt es einleuchtend, daß durch Strafe und Zwang allein eine 
weſentliche Umwandlung eines durch Generationen ſich forterbenden Uebels 
nicht erzielt werden kann, falls nicht dem Strafmittel die Natur eines 
Heilmittels innewohnt. Das iſt bei der Anhaltung zur gewerblichen 
und induſtriellen Thätigkeit, welche größtentheils in abgeſchloſſenen Räu⸗ 
men verrichtet wird, weit weniger der Fall als bei der Beſchäftigung 
mit landwirthſchaftlichen Arbeiten. 

Letztere bietet außerordentliche, dem Beſſerungszwecke zu Hilfe 


kommende Vortheile. Sie ſchließt die Elemente der urſprünglichſten und 


einfachſten Arbeit in ſich; fie erfordert in ihren primitivſten Verrich⸗ 
tungen weniger Vorkenntniſſe, als andere Zweige; ſie verträgt es, die 


) Lienbacher: „Gemeindearbeit als Polizeiſtrafe“, „Oeffentliche Sicherheit“ 
Ihrg. 1869 Heft 8. 

) v. Oettinger: Moralſtatiſtik. B. L u. IL. 1873. H. Maudsley: die Zurech⸗ 
nungsfähigkeit der Geiſteskranken. 1875. Herbert Spencer: Einleitung 
in das Studium der Sociologie, Leipzig. 1875. 
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Arbeitstheilung mit Rückſicht auf Alter und Geſchlecht im ausgedehnte⸗ 

ſten Maße durchzuführen; viele der mit ihr verbundenen Nebenzweige, z. B. 

künſtliche Fiſchzucht, Bienenzucht, Geflügelzucht, Obſt⸗ und Gartenbau, ſind 

ungemein anregend und lehrreich; auch bringt die landwirthſchaftliche 
Beſchäftigung den Vortheil mit ſich, daß mehrere nicht nur mit und 

nebeneinander, fondern zuſammenwirkend ſich in die Hände arbeiten, was 

eine höchſt förderſame wechſelſeitige Aneiferung zur Folge hat. Endlich 

iſt die Beſchäftigung mit ländlichen Arbeiten unter freiem Himmel für 

Geiſt und Körper gleich zuträglich, indem ſie Selbſtvertrauen und Selbſt⸗ 

ſtändigkeit in höherem Grade hervorruft, als andere Beſchäftigungsarten 

und krankhaften Dispoſitionen wirkſam entgegenzutreten geeignet erſcheint. 

Dieſe und ähnliche Erwägungen haben bereits im Jahre 1858 

die baieriſche Regierung veranlaßt, dem damaligen Leiter der Strafan⸗ 
ſtalt Kaisheim bei Donauwörth die Ermächtigung zu ertheilen, verſuchs⸗ 

weiſe die Beſchäftigung mit landwirthſchaftlichen Arbeiten im großen 

Maßſtabe einzuführen. Das Ergebniß war derart befriedigend, daß 

das königliche Miniſterium des Innern zu dieſem Behufe eine neue 

Straſanſtalt errichten ließ u. z. auf der ehemaligen Leuchtenberg'ſchen 

[Domäne Rebdorf, einem ehemals klöſterlichen, arrondirten Grundbeſitz. 

Durch einen, nach den Grundſätzen rationeller Landwirthſchaft 
ausgearbeiteten Betriebsplan und durch die Anſtellung eines mit der 
Bodencultur hinlänglich vertrauten Aufſichtsperſonales wurde das dop⸗ 
pelte Ergebniß erreicht, daß einerſeits die Zwänglinge mit den land⸗ 
wirthſchaſtlichen Verrichtungen hinlänglich vertraut wurden und anderer⸗ 
ſeits die Betriebsreſultate fich ſogar überraſchend günſtig geſtalteten. 
Man konnte daher auch an anderen Correctionsanſtalten die Arbeit im 
Freien ohne Bedenken einführen und mit Beruhigung den in dieſer 
(Beziehung wünſchenswerthen ſtatiſtiſchen Ergebniſſen entgegenſehen. Die⸗ 
ſelben waren in jeder Beziehung günſtig zu nennen. — Bedenkt man, 
daß nach den bisherigen Erfahrungen bei der Beſchäftigung der Zwäng⸗ 
linge mit Manufacturarbeit unge ähr ein Drittheil derſelben rückfällig 
wird, von den mit landwirthſchaftlichen Verrichtungen Beſchäftigten je⸗ 
doch nicht ganz 3 Percent zu ihrem vagabundirenden Leben zurückkehrten, 
ſo kann über die wohlthätige Wirkung dieſer Strafart wohl kein Zweifel 
obwalten und ſie dürfte principiell, wenn mit Conſequenz und Sach⸗ 
kenntniß durchgeführt, den Beſſerungszweck ſicherer und vollſtändiger 
erreichen, als jedes andere bisher in Anwendung gebrachte Corrections⸗ 
mittel. a 

Allerdings gibt es da manche Schwierigkeiten zu überwinden. Im 
großen Maßſtabe durchgeführt und auf alle Zwänglinge ausgedehnt, 
müßte das Project zunächſt an dem Koſtenpunkte ſcheitern. 

Wer da weiß, welches Betriebscapital ein landwirthſchaftliches 
Unternehmen erfordert, welches Riſico mit demſelben verbunden iſt und 
wie die Staatsverwaltung überhaupt als Unternehmerin wenig Beruf, 
wenig Eignung und wenig Glück hat, der wird ſich wohl kaum des 
Bedenkens erwehren können, daß die moraliſchen Vortheile durch finanzielle 
und ökonomiſche Nachtheile paralyſirt werden könnten. Es würde daher 
die Heranziehung der Häftlinge zu landwirthſchaftlichen Arbeiten vor⸗ 
läufig nur für jenen Theil zu empfehlen ſein, welcher ſtandhafte Be⸗ 
weiſe der Beſſerungsfähigkeit gibt und hierin eine Art von moraliſcher 
Aufmunterung erblickt. 

Ferner wäre darauf Rückſicht zu nehmen, daß die Anhaltung zu 
landwirthſchaftlichen Arbeiten, in welche alle jene Thätigkeiten, welche 
ſich auf das landwirthſchaftliche Bauweſen beziehen, mit einbezogen wer⸗ 
den könnten, einige Zeit vor der Entlaſſung der Beſſerungsfähigen in 
das Werk geſetzt wird, damit ſie den Strafort gekräſtigt und in guter 
Gemüthsſtimmung verlaſſen, fähig durch Fleiß und Arbeitſamkeit ſich 
künftig in ehrlicher Weiſe fortzubringen. Nach dieſem Syſteme würden 
vorläufig kleinere Grundcomplexe hinreichen, die Einzelnen könnten nahe⸗ 
zu ihre Haltungskoſten aufbringen und bei beſſerer Verwendbarkeit fogar 
ein kleines Erſparniß zurücklegen. 

So verdienten beiſpielsweiſe die mit der Herſtellung und Aus⸗ 
beſſerung landwirthſchaftlicher Geräthe in Kaisheim Beſchäftigen ſogar 
das Doppelte ihrer Unterhaltskoſten und wurden nach ihrer Entlaſſung 
beſſer bezahlt, als andere Dienſtleute. 

Allmälig könnte dann zu dem landwirthſchaftlichen Pachtſyſtem 
übergegangen werden; ja bei umſichtiger, verſtändiger Leitung ſolcher 
Anſtalten würde die Staatsverwaltung ſogar in der Lage ſein, gute 
Pachtgelder zu zahlen und kleine Muſterwirthſchaften zu gründen, welche 
ſelbſt für das landwirthſchaftliche Verfuchs⸗ und Unterrichtsweſen nicht 
ohne Bedeutung wären. 


> — 


Das beträchtlichſte Hinderniß, welches ſich vor fünfzehn Jahren der 
energiſchen Durchführung des in Rede ſtehenden Projectes in Baiern entge⸗ 
gen thürmte, lag in der Schwierigkeit, geeignete Kräfte für die Ausbildung 
der Zwänglinge in der Landwirthſchaft und landwirthſchaftlichen 88 
ſtrie aufzufinden. Eine Anſtalt, welche der Freiheit und Selbſtſtändig⸗ 
keit des Einzelnen in Bezug auf ſeine Arbeitsleiſtung große Zugeſtänd⸗ 
niſſe macht, in der die Arbeit über das Maß mechaniſcher Handlan⸗ 
gerthätigkeit weit hinausreichen ſoll, erheiſcht große Intelligenz, Umſicht, 
Opferwilligkeit und volkswirthſchaftliche Kenntniſſe von Seite jener, denen 
die Leitung anvertraut iſt. In dieſer letzteren Beziehung iſt jedoch ſeit einem 
Decennium, Dank der Fürſorge des Juſtizminiſteriums und der Einficht | 
des Ackerbauminiſteriums, das fich in Oeſterreich um die Hebung des land⸗ 
wirthſchaftlichen Unterrichtes ſo bedeutſame Verdienſte erworben hat, 
Vieles beſſer geworden und es dürfte jetzt ſchon die Möglichkeit vor⸗ 
handen ſein, von dem ſehr verwendbaren Materiale, welches die niede⸗ 
ren Ackerbauſchulen und das Inſtitut der Wanderlehrer heranbilden, 
im Intereſſe der Rechts⸗ und Sicherheitspflege zweckdienlichen Gebrauch 
zu machen. 

Auf ſolche Weiſe würde die Gegenwart einen Gedanken zur 
Reife bringen, welcher ſchon dem erleuchteten Kaiſer Joſef in ſeiner 
ganzen praktiſchen Bedeutung vorſchwebte und welcher nach den gemach⸗ 
ten Erfahrungen die Bürgſchaft feiner Erſprießlichkeit für das Geſammt⸗ 
wohl in ſich ſchließt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Heranziehung des Aerars bezüglich ſeines zu Staatszwecken 

dienenden Realbeſitzes zur Theilnahme an der Tragung der Ge⸗ 

meindelaſten. (Entſprechende Beitragsleiftung zu den gemeind⸗ 
lichen Straßenbelenchtungskoſten). 


Mit dem Hofkanzleidecrete vom 8. Februar 1816, 3. 1799 
wurde zu Folge a. h. Entſchließung vom 29. Jänner 1816 genehmigt, 


Beleuchtungskoſten aber auf den Zinsgulden dergeſtalt zu repartiren 
ſind, daß nicht nur die Miethparteien, ſondern auch die Hauseigen⸗ 
thümer nach einer vorläufigen genauen Schätzung ihrer innehabenden 
Wohnungen den ſie treffenden diesfälligen Betrag hiezu zu entrichten 
haben, wovon weder die öffentlichen, noch die geiſtlichen Gebäude 
ausgeſchloſſen ſind. 

Gemäß dieſer a. h. Entſchließung wurden die öffentlichen Be⸗ 
leuchtungskoſten der Stadt K. bei vermietheten Gebäuden auf die von 
der betreffenden Steuerbehörde richtiggeſtellten Wohnzinſe, bei ſteuer⸗ 
freien und öffentlichen Gebäuden aber auf das im Parificationswege 
zu ermittelnde Zinserträgniß umgelegt. 8 

Anläßlich eines im Jahre 1856 von Seite der Gefällen⸗ und 
Domänen⸗Hofbuchhaltung gegen die Bezahlung des alljährlichen Be⸗ 
leuchtungsbeitrages für das ärariſche Amtsgebäude Nr. 207 in K. 
erhobenen Anſtandes eröffnete das k. k. Finanzminiſterium der dortigen 
Steuerdirection mit Erlaß vom 16. November 1856, Z. 25.346, daß 
zwar nach den beſtehenden durch wiederholte a. h. Refolutionen ſanc⸗ 
tionirten Vorſchriften der Staatsſchatz bezüglich der für Staatszwecke 
benutzten ärariſchen Gebäude zu den Auslagen für Gemeindezwecke 
nicht zu concurriren habe, daß jedoch in Anbetracht der dermaligen 
mißlichen Finanzlage der Stadt K. geftattet werde, daß für die dortigen 
Aerarial⸗Gebäude, für welche bisher ärariſche Beiträge zur Stadtbe⸗ 
leuchtung geleiftet wurden, dieſe Beiträge bis auf Weiteres auch ferner⸗ 
hin entrichtet werden. Da jedoch beabſichtigt werde, dieſe hie und da 
noch beſtehenden Ausnahmen auf die Regel zurückzuführen, ſo ſei zu 
berichten, wann die Einſtellung dieſer Aerar⸗Beiträge ohne Gefährdung 
des Beſtandes der Stadtbeleuchtung erfolgen könne. f 

In die oben erwähnte Umlage kam vom Verwalt⸗Jahre 1865 
an auch das neue k. k. Tabakfabriksgebäude Nr. 52 einzubeziehen und 
der Magiſtrat K. ſchrieb der Tabakfabrik mit Zahlungsauftrag vom 
31. Jänner 1865 unter Annahme eines Jahrzinserträgniſſes des 
geſammten Tabakfabriksetabliſſements pr. 3500 fl. ö. W. für das 
Jahr 1865 einen Beleuchtungsbeitrag pr. 105 fl. (d. i. 3 kr. vom 
Zinsgulden) vor. 
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daß die zur Erzielung einer nächtlichen Beleuchtung der Stadt K. in 
Kärnten erforderlichen Laternenanſchaffungskoſten auf die geſammte 
hausanſäßige Bürgerſchaft nach dem Contributionsgulden, die jährlichen 


Gegen dieſen Auftrag überreichte die Tabakfabriksverwaltung 
über erhaltene Ermächtigung der k. k. Central⸗Direction für Tabak⸗ 
fabriken unterm 8. November 1865 den Recurs an die Landesregierung 
und berief ſich zur Begründung desſelben lediglich auf den Inhalt des 
inzwiſchen in der Frage der Beitragsleiſtung erfloſſenen Finanzminiſterial⸗ 
erlaſſes vom 4. September 1865, 3. 21.722, welcher ſolgender⸗ 
maßen lautet: „Dem beſtehenden, durch wiederholte a. h. Reſolutionen 
ſanctionirten Grundfatze gemäß hat der Staatsſchatz bezüglich der für 
Staatszwecke benützten Aerarialgebäude zu den Gemeindelaſten nicht 
zu concurriren. Den Beſtimmungen über die Regelung des Gemeinde⸗ 
weſens vom 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18 zufolge gehört zu 
den Obliegenheiten (Laſten) der Gemeinde die Sorge für die Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehres auf den Straßen, daher auch für die 
nächtliche Beleuchtung derſelben. Die a. h. Entſcheidung vom 29. Jänner 
1816, nach welcher zur Beleuchtung der Stadt K. auch die öffentlichen Ge⸗ 
bäude zu concurriren haben, war eben eine auf die damaligen Verhältniſſe 
der Stadt K. gegründete Ausnahme, und iſt durch die weit ſpäter erfolgte 
a. h. Sanctionirung des bereits mit den a. h. Entſchließungen vom 
2. und 22. December 1785 ausgeſprochenen allgemeinen (Eingangs 
erwähnten) Grundſatzes aufgehoben. Wenn mit dem Finanz⸗Miniſterial⸗ 
Erlaſſe vom 16. November 1856, Z. 25.346 die Leiſtung eines 
Beleuchtungsbeitrages für Aerarialgebäude in K. ausnahmsweiſe geſtattet 
wurde, ſo iſt dieſe Geſtattung ausdrücklich auf jene Gebäude beſchränkt 
worden, für welche bis dahin ein ſolcher Beitrag geleiſtet worden iſt. 
Da nun das Tabakfabriksgebäude zu den erwähnten Aerarialgebäuden 
nicht gehört, ſo kann weder nach dem allgemeinen Grundſatze, noch im 
Sinne der ausnahmsweiſen Geſtattung vom 16. November 1856 die 
Leiſtung eines Beleuchtungsbeitrages ſür das letztere Gebäude ſtattfinden.“ 

Dieſer Recurs wurde dem Magiſtrate zur Berichterſtattung 
zugefertigt, und machte der Magiſtrat darüber geltend, „daß das Aerar 
in dieſer Frage Partei wie jeder Gemeinde⸗Inſaſſe ſei; daß die Be⸗ 
rufung auf das Reichsgeſetz vom 5. März 1862 Nr. 18 gerade das 
Gegentheil beweiſe, indem, wenn der Gemeinde die Straßenbeleuchtung 
als Pflicht obliegt, daraus auch die Nothwendigkeit der Vorſorge für 
die Auslagenbedeckung folge, und dieſe Bedeckung nach Art. XV. durch 
Umlagen und Abgaben zu erfolgen habe, und eine Ausnahme von den 
Gemeindelaſten zu Gunſten des ärariſchen Beſitzes im Geſetze nicht 
normirt werde. Die a. h. Entſchließung vom 29. Jänner 1816 hätte 
nur wieder durch eine a. h. Entſchließung oder durch ein allgemeines 
Geſetz aufgehoben werden können was aber nicht geſchehen iſt; die 
ſonſtigen vom Finanzminiſterium erwähnten, aber nicht näher bezeichneten 
Reſolutionen ſeien durch conſtitutionelle Geſetze längſt überholt. Daß 
die a. h. Entſchließung vom Jahre 1816 noch zu Recht beſtehe, gehe 
aus dem Finanz⸗Miniſterial⸗Erlaſſe vom 16. November 1856, Z. 25.346 
ſelbſt hervor, indem das Finanzminiſterium ſonſt keine Ausnahme von 
allgemeinen Geſetzen zu gewähren vermöchte. Die Einziehung des Be⸗ 
leuchtungsbeitrages ſei übrigens damals nur für jenen Zeitpunkt in 
Ausſicht genommen worden, wo ſie ohne empfindliche Belaſtung der 
Bevölkerung erfolgen könnte, dieſer Zeitpunkt ſei aber nicht eingetreten. 
Die Loszählung der ärariſchen Gebäude könne auch mit Rückſicht auf das 
Gemeindeſtatut für K., insbeſondere die 88 23, 24, 25 und 67 im ad⸗ 
miniſtrativen Wege nicht erfolgen, indem eine Befreiung zu Gunſten der 
ärariſchen Gebäude von den Gemeindelaſten dort nicht vorkommt, daher 
dieſelbe nur im Geſetzeswege (beiſpielsweiſe wie die Befreiung der 
Beamtengehalte von Gemeindezuſchlägen mit der Verordnung R. G. Bl. 
Nr. 48 ex 1853) erfolgen könne. Endlich ſei die Beſchränkung der Bei⸗ 
tragsleiſtung auf die im Jahre 1856 beſtandenen ärariſchen Gebäude im 
Widerſpruche mit dem Wortlaute des Finanz⸗Miniſterial⸗Erlaſſes vom 
Jahre 1856 ſelbſt und mit den Thatſachen“. 

Hierauf erfolgte unterm 10. December 1875 die Entſcheidung der 
Landesregierung, womit dem Recurſe der k. k. Tabakfabrikenverwaltung 
keine Folge gegeben und die Verpflichtung derſelben zu der angefochtenen 
Beitragsleiſtung mit folgender Begründung aufrecht erhalten wurde: „Die 
die Verpflichtung des Aerars abweichend von dem allgemeinen Grund⸗ 
ſatze normirende a. h. Entſchließung vom 29. Jänner 1816 muß als eine 
Ausnahme von der Regel inſolange als maßgebend angeſehen werden, 
als ſie nicht durch eine neuerliche a. h. Entſchließung oder im Geſetz⸗ 
gebungswege widerrufen wird. Eine dieſe Verpflichtung abändernde oder 
aufhebende ſpecielle a. h. Entſchließung iſt jedoch nicht erfolgt und ebenſo⸗ 
wenig eine dieſe Verpflichtung auſhebende Beſtimmung im Geſetzgebungs⸗ 
wege erlaſſen worden, daher die erwähnte a. h. Entſchließung auch derzeit 


noch zu Recht beſteht. Die Recursbehauptung, daß dieſe a. h. Entſchließung 
durch die ſpäter erfolgte Sanctionirung des bereits in den a. h. Ent⸗ 
ſchließungen vom 2. und 22. December 1785 ausgeſprochenen Grundſatzes 
aufgehoben worden ſei, erſcheint hiernach nicht zutreffend, weil durch dieſe 
ſpäter erfolgten a. h. Sanctionirungen die erwähnte ſür K. ſpeciell er⸗ 
laſſene a. h. Entſchließung nicht berührt wurde. Ebenſowenig erſcheint 
der im Recurſe angeführte Grund berückſichtigungswerth, daß die a. h. 
Entſchließung vom Jahre 1816 bezüglich der Gebäude der Tabakfabriks⸗ 
verwaltung nicht zu gelten habe, nachdem mit Finanzminiſterialerlaß Zahl 
25.346 ex 1856 die Leiſtung des Beleuchtungsbeitrages nur auf jene 
Gebäude beſchränkt wurde, welche bis dahin einen Beitrag geleiſtet 
haben, weil eine ſolche Beſchränkung dieſer Verpflichtung in der mehr⸗ 
erwähnten a. h. Entſchließung weder ausdrücklich ausgeſprochen noch 
begründet iſt.“ 

Gegen dieſe Landesregierungs⸗Entſcheidung hat die k. k. Tabakfabrik 
in K. im Auftrage der k. k. Generaldirection der Tabakregie den Miniſterial⸗ 
recurs überreicht. Das Miniſterium des Innern jedoch hat unterm 19. April 
1876, 3. 4123 demſelben keine Folge gegeben, „nachdem es keinen 
Grund findet, die Verfügung des Stadtmagiſtrates in K. vom 31. Jänner 
1865, womit die genannte Tabakfabrik zur Bezahlung des Stadtbeleuch⸗ 
tungsbeitrages vom Fabriksgebäude Nr. 52 aufgefordert wurde, vom 
Standpunkte der Geſetzmäßigkeit aus zu beanſtänden“. W. 


Literatur. 


Handbuch des öſterreichiſchen Strafproceßrechtes von Dr. 
S. Mauer, k. k. a. ö. Profeſſor der Wiener Univerſität. (Wien, 1876, Verlag 
von Alfred Hölder. 1 Band, 2 Theile, gr. 8. 1125 S.) 

Ueber den wohlthätigen Einfluß des Parlamentarismus auf. die Qua⸗ 
lität der gerade als Hauptzweck der parlamentariſchen Thätigkeit erſcheinenden 
Geſetze läßt ſich immerhin ſtreiten, denn dem großen Vortheile eines innigeren 
Contactes der Legislatoren mit dem Volke und den großen Strömungen der Zeit 
ſteht die gefährliche Macht von Schlagworten und Tagestendenzen, ferner die 
uſuelle, leidige Compromißſchließung über Principien und die dem einheitlichen 
Guſſe widerſtrebende Complicirtheit der oft bis zur Geſetzesſtyliſirung kämpfen⸗ 
den legislativen Function gegenüber. 

Unbedingt anzuerkennen und unbeſtreitbar aber iſt der Werth der 
parlamentariſchen Publieität der Legislation für die Interpretation der Ge⸗ 
ſetze, nämlich für die richtige Erfaſſung der Motive und Abſichten der Geſetz⸗ 
gebung. 

Während bei der Legislation des abſolut regierten Staates die Geſetze 
als eine vollendete Pallas aus dem Haupte der Geſetzgebung entſpringen und die 
Commentirung der fertig und in ihrer Entſtehung ungekannt ins Leben tretenden 
Geſetze durch die Caſuiſtik des Theoretikers und der Praxis beſorgt werden muß 
(wobei allerdings der der Legislation nahegeſtandene Commentator hauptſächlich 
wegen dieſer wirklichen oder vermutheten Beziehungen beſondere Autorität er⸗ 
langte), erfolgt die legislative Function des parlamentariſchen Staates wie 
unter einer durchſichtigen Glasglocke, man ſieht die um Geſtaltung ringenden 
Principien als Grundſtoffe, man bemerkt die amalgamirende, combinirende, 
ausführende Thätigkeit des Bearbeiters, man beobachtet die kritiſche Sonde der 
erſten Mitberather, man liest die erſte poſitive Vorlage, man hört oder liest die 
parlamentariſchen Debatten über die Regierungsvorlage und ſieht Stück an Stück 
ſich bis zum fertigen Werke ſchließen, denn die Geheimniſſe des Miniſterial bureau 
werden ſchon als Vorlagen für die legislativen Ausſchußſitzungen der Vertretungs⸗ 
körper in Druck gelegt und werden ſo auch dem großen Publicum zugänglich. 

Welch reiche und lautere Geſetzesinterpretationsquelle wird aber durch eine 
ſolche Behandlung und Erfüllung der ſtaatlichen Geſetzgebungsauſgabe eröffnet! 

Zu dieſem Gedankengange regt unbedingt das vorliegende Handbuch des 
öſterreichiſchen Strafproceßrechtes von Profeſſor Dr. S. Mayer an, welches die 
Entſtehung der geltenden Strafproceßordnung vom 23. Mai 1873 — von dem Aus⸗ 
gangspunkte der Strafproceßordnung vom Jahre 1850 an — durch vier Perioden 
legislativer Vorarbeiten, 10 Entwürfe und zwei parlamentariſche Phaſen hindurch 
klar und überſichtlich darlegt und in den vorliegenden zwei Abtheilungen eine 
erſchöpſende innere und äußere Rechtsgeſchichte der geltenden Strafproceßordnung 
ſowie die vollſtändige textuelle Erklärung jedes einzelnen Paragraphen dieſes Ge⸗ 
ſetzes bietet. Daß eine ſolche weitgreifende Reconſtruirung des Geſetzes aus ſeinen 
idealen und ſtyliſtiſchen Rudimenten und Elementen eine viel gründlichere Eom⸗ 
mentirung des Geſetzes als die bisher übliche ermöglicht, wird Niemand in Ab⸗ 
rede ſtellen können, es wird daher der ſelbſtſtändige große Werth einer 
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Arbeit, wie die angezeigte, bald erkannt werden. Die Manifeſtirung der unendlich 
großen Schwierigkeiten und Mühen der Geſetzgebung wird aber auch die allge⸗ 
meine Hochachtung für die ſtaatliche Geſetzgebung und hiermit die Auetorität 
diefer letzteren ſelbſt erhöhen und feſtigen und ſo haben wir denn mehr als 
Einen Anlaß und Grund die umfang⸗ und inhaltreiche treffliche Arbeit des be⸗ 
währten Strafproceßrechtslehrers zu begrüßen — und dieſelbe Jedem beſtens zu 
empfehlen, der ſich für unſere Strafproceßordnung intereſſirt. Dr. L. A. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den bisherigen Cuſtos am k. k. öſterr. Muſeum 
für Kunſt und Induſtrie Franz Schestag zum Cuſtos der mit der kaiſ. Ge⸗ 
mäldegallerie vereinigten Kupferſtichſammlung und der mit dieſer verbundenen 
Handbibliothek der kunſthiſtoriſchen Sammlungen des Allerh. Kaiſerhauſes ernannt. 

Seine Majeſtät haben die Errichtung eines k. u. k. Conſulates in Zanzibar 
genehmigt und den Handelsmann Karl Fiſch zum unbeſoldeten Conſul ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sections⸗ 
rathes bekleideten Miniſterialſeeretär im Ackerbauminiſterium Dr. Leo Herz 
tapfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialräthen im Ackerbauminiſterium 
Wilhelm Ritter v. Heger und Friedrich Haan anläßlich der Penſionirung der⸗ 
ſelben die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Ackerbauminiſterium Franz 
v. Frieſe taxfrei den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Finanzminiſterium Dr. Julius 
Fierlinger den Orden der eifernen Krone zweiter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem im Ackerbauminiſterium in Verwendung ſtehen⸗ 
den Oberbergcommiſſär Johann Lhotsky den Titel und Charakter eines Berg⸗ 
rathes taxfrei verliehen. 2 

Seine Mazeſtät haben dem Hofſecretär Emanuel Iſak den Titel und 
Charakter eines Sectionsrathes beim oberſten Rechnungshofe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe des Finanzminiſteriums Johann 
Kurz taxfrei das Ritterkreuz des Leopoldordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Finanzminiſterium Dr. 
Moriz Ender Ritter v. Mallenau taxfrei den Titel und Charakter eines 
Sectionschefs Heute z AN 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialrath im Handelsminiſterium Wi 
Dewez zum Sectionschef und Generaldirector für Post und Wale 
legenheiten ernannt, ferners dem Sectionsrathe Guſtav Kowarz eine Miniſterial⸗ 
rathsſtelle, dann dem mit Titel und Charakter eines Oberpoſtrathes bekleideten 
Poſtinſpector Martin Fauchly und dem Minifterialfeeretär Heinrich Proſchek 
— Erſterem unter gleichzeitiger Ernennung zum Director des Poſteursbureau im 
Handelsminiſterium — Sectionsrathsſtellen verliehen. 


Erledigungen. 
wei Kanzliſtenſtellen beim k. k. Verwaltungsgerichts i i 
Hagel bis t kame, Dr. 138) 1 T 
ontrolorsſtelle bei der k. k. Haupttelegcaphenſtation in t 
neunten Rangsclaſſe gegen Caution bis Ende Juni . Nr. 120955 Wa 
Hilfsämterkanzliſtenſtelle im k. k. Miniſterium für Culus und Unterricht 
in der eilften Rangsclaſſe mit 600 fl. Jahresgehalt und Activitätszulage pr. 
300 fl., bis 15. Juli (Amtsbl. Nr. 135.) 
Drei Kanzliſtenſtellen beim k. k. Finanzminiſterium in der eilften Rangs⸗ 
elaſſe, bis 15. Juli. (Amtsbl. Nr. 135.) 
Zwei Conceptsprakticantenſtellen bei der Trieſter Polizeidirectiou mit je 
500 fl. Adjutum, bis 1. Juli. (Amtsbl. Nr. 136.) . 


n 


Der juridiſche Unterſtützungsverein an der k. k. Uni⸗ 
verſität zu Wien beehrt ſich anzuzeigen, daß er eine Reihe von Rechts⸗ 
hörern in Vormerkung hält, die ſich als Hauslehrer, Hofmeiſter, 
Stenographen, Copiſten, Kanzelliſten ꝛc. anbieten. Geneigte 
Offerten beliebe man in den Verein (Univerſitätsgebäude) mit Angabe der 
Sprechſtunden zu richten. Die Vermittlung geſchieht unentgeltlich. 


Der Ausſchuß des juridiſchen Unterſtützungsvereines. 


In der C. F. Winter'schen Verlagshandlung in Leipzig ist erschienen 
und zu beziehen durch die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien 
I., Bauernmarkt Nr. 11. | 


Lehrbuch der politischen Oekonomie 
von Karl Heinrich Rau. 
Vollständige Neubearbeitung 
von Adolph Wagner und Erwin Nasse, 


Professoren der Staätswissenschaften zu Berlin und Bonn. 
Erster Band. 
Allgemeine oder theoretische Volkswirthschaftslehre 
von Adolph Wagner. 
Erster Theil. Grundlegung. Erster Halbband. 
gr. 8. geh. 3 fl. 60 kr. Zweiter Halbband. 1. Lieferung. Preis für 1. und 2. 
Lieferung 4 fl. 80 kr. € 
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